
der Beilagen zu den stenographischeri Protokollen des Nationalrates 

XIII. Gesetzgebungsperiode 

Präs.: t 5. Dez. 1971 

der Abgeordneten 

und Genossen 

Anfrage 

STAUDINGER I weae~~ 
an den Bundesminister für soziale Verwal tung " ",' 

betreffend Novelle zum GSPVG (20 Bemessungsgrundlage) 

Der Nationalrat hat in seiner Sitzung vom 27.November 1970 die 

Bundesregierung mit einstimmiger Entschließung aufgefordert~ 

dem Nationalrat so rasch wie möglich die Regierungsvorlage 

einer Novelle zum GSPVG vorzulegen 9 mit der eine weitere Be­

messungsgrundlage iln GSPVG in Anlehnung an die Bestimmungen des 

§ 239 ASVG eingeführt '\drd. 

Vom Erstunterzeichner in dieser Angelegenheit anläßlich der 

Beratungen im Finanzausschuß befragt 9 haben Sie erklärt, daß 

dem Grunde nach der Entschließung entsprochen werden könne, 

Ihrer Meinung nach jedoch vorher die Mindestbemessungsgrundlage 

angehoben bzw. an das tatsächliche Einkommen der nach dem GSPVG 

Versicherten angehoben werden müsse. 

Da Sie hinsichtlich konkreter Maßnahmen odor Vorbereitungen zur 

Erfüllung der erwähnten einstimmigen Entschließung nichtsausge­

sagt haben, auf einen neuerlichen Hinweis des Erstunterzeich­

ners bei der Beratung der Kapitel 15 und 6 - Soziales, Sozialver­

sicherung im Plenum des Nationalrates am 10.1101971 aber - wie 

es leider zune:~mend Ihre, Art zu sel,n sCheint - überhaupt nicht 

eingegangen sind, riclLtendie unterzeichneten Abgeordneten an 

Sie folgende 

An fr ag e : 

1) lfelche konkreten }\1aßnahmen haben Sie ergri:ffen 9 der Ent~ 

schließung des Nationalrates vom 27.November zu entsprechen? 

2) Bis wann ist mit der Aussendung eines entsprechenden Gesetzes­

entwurfes zu rechnen ? 
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J) Helche Regelung beabsichtigen Sie hinsichtlich der von Ihnen 

erHälu1.ten Anpassung der Nindestbei tragsgrundlage an. das 

tatsächliche Einkonmlen der Versicherten und 1{aS verstehen 

Sie unter einem solchen tatsächlichen Einkommen ? 

LJ) Beabsichtigen. Sie, einer Neuregelung nicht mehr das steuer­

lich ausgewiesene und anerkannte Einkommen aus selbständiger 

Er"\verbstätigkeit zu Grund zu legen? 

5) Hat die sozialistische Unternehmervereinigung FREIER 

ÖSTERREICI-IISCHER 1·nRTSCHAFTSVERBilND~ die die Einführung 

einer zueiten Bemessungsgrundlage in ihr Forderungspro­

gramm "Zielprogramm für die ge1verbliche "Y!irtschaft" aufge­

nommen hat, bei Ihnen oder in Ihrem Ressort die Erfüllung 

dieser Forderung jemals betrieben ? 

Wenn ja, wann '/ Und welche Auskunft haben Sie gegebenen­

falls den Vertre tern der en,rähn ten Vereinigung erteil t ? 

6) ivelcher Hehraufvland lvürde sich für die Pensionsversicher­

rungsans tal t der Gewerblichen IVirtschaft einersei ts und für den 

Bund andererseits bei Einführung einer "Bemessungsgrundlage 

e;t:;" era-eben ? 
/\ 
/ ' / . 
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